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Die Ausgangssituation

„Diese Entscheidung ist eine der wichtigsten Entschei-
dungen der Gemeinde in den nächsten Jahren“, so stuft 
der Bürgermeister der Gemeinde Argenbühl, Roland 
Sauter, die Notwendigkeit ein, eine neue Struktur für 
die Grundschulen der Gemeinde zu entwickeln. 

Die dringende Notwendigkeit zur Entscheidung ergibt 
sich aus mehreren aktuellen Herausforderungen, darunter 
wachsende Jahrgangsbreiten, ein zunehmender Mangel 
an Lehrpersonen, dem zukünftigen Ganztagsanspruch 
und dem teilweise gravierenden Renovierungsbedarf an 
den Schulgebäuden mit einem signifikanten Platzman-
gel; sie erfordern eine Neustrukturierung und machen 
Veränderungen in der Schullandschaft unumgänglich. 

Die Umstrukturierung findet in der Gemeinde Argenbühl, 
einem Luftkurort im württembergischen Allgäu im Land-
kreis Ravensburg statt. Zur Gemeinde zählen, Stand De-
zember 2021, rund 6.840 Einwohner. Sie besteht aus den 
sechs Dörfern Christazhofen, Eglofs, Eisenharz, Gött-
lishofen, Ratzenried und Siggen sowie über 200 kleinen 
Weilern und Wohnplätzen. Im Rahmen der baden-würt-
tembergischen Gemeindereform entstand am 1. Januar 
1972 durch den Zusammenschluss der bis dahin selbst-
ständigen Gemeinden die heutige Gemeinde Argenbühl. 
Im Rahmen des Zusammenschlusses wurde entschieden 
und vertraglich vereinbart, dass es in den vier Gemeinden 
Eglofs, Eisenharz, Christazhofen und Ratzenried jeweils 
eine einzügige Grundschule geben soll. Im Jahr 2013 
wurden die vier Grundschulen organisatorisch zu zwei 
Grundschulen zusammengefasst mit zwei Hauptstellen in 
Eglofs und Ratzenried sowie den jeweiligen Außenstel-
len in Eisenharz und Christazhofen. Von den insgesamt 
sechs Dörfern ist Eglofs mit 1.924 Einwohnern die größte 

Gemeinde, gefolgt von Eisenharz (1.794), Ratzenried 
(1.442), Christazhofen (1.004), Göttlishofen (460) und 
Siggen (217). Während die Gemeinde 1974 noch 5.062 
Einwohner zählte, ist diese Zahl bis heute um knapp 
1.800 Personen gewachsen. In den Jahren 1995 bis 2020 
ist die Zahl für die Wohnbevölkerung im Vergleich zum 
Land Baden-Württemberg überdurchschnittlich gestie-
gen. Gemäß Prognosen wird bis zum Jahr 2041 unter Be-
rücksichtigung der Zu- und Wegzüge von einem weiteren 
Anstieg der Wohnbevölkerung auf rund 7.500 Einwoh-
ner ausgegangen. Im Zuge dessen, legt man eine posi-
tive Geburtenentwicklung und Wanderungsbewegungen 
zugrunde, rechnet man im 6-Jahreszeitraum 2021/22 bis 
2027/28 mit einem deutlichen Anstieg (37,9%) bei den 
Schüler/innen-Zahlen in der Primarstufe.

Die Wachstumsprognosen stellen für die Gemeinde eine 
der wesentlichen Herausforderungen bei der Weiter-
entwicklung der Grundschulstrukturen dar. Die weiter 
wachsenden Schüler/innenzahlen machen eine Schul-
strukturreform unausweichlich – es gilt, mit Weitsicht 
eine perspektivische Entscheidung für einen Zeitraum 
der nächsten 40 bis 50 Jahre zu treffen!

Der Handlungsbedarf

Schon 2022 wurde ein unabhängiges Institut, das sich 
die Beratung und Forschung im Bereich Regionalent-
wicklung zur Aufgabe gemacht hat, damit beauftragt, 
eine Untersuchung zur bestehenden Grundschulstruk-
tur durchzuführen und erste Empfehlungen zur Schul-
entwicklung vorzulegen. Diese Ergebnisse wurden im 
März 2023 dem Gemeinderat vorgestellt. 

Demnach zeigten die Untersuchungen, dass die bishe-
rige Klassenfrequenz von etwa 17 Schüler/innen in Ar-

Die Gemeinde Argenbühl hat mit einer konsequent partizipativen Herangehensweise an die Schulentwicklung 
einen zukunftsweisenden Prozess angestoßen. Dabei wurde bewusst auf die Einbindung der Bevölkerung 
gesetzt, auch im Wissen um bestehende Widersprüche und Ambivalenzen. Unterstützt durch professionelle 
Moderation und externe Beratung zielte der Prozess darauf ab, gemeinsam mit allen Akteuren eine tragfähige 
und langfristig akzeptierte Entscheidung zu finden. Dieses Vorgehen zeigt, wie innovative Beteiligungsfor-
mate komplexe Entscheidungsprozesse in Gemeinden erfolgreich gestalten können.

 Stichwörter:	 Schulzusammenführung, Gemeindearbeit, Partizipationsprozess, Schulentwicklung, Bürgerbetei-
ligung, Innovation, Transparenz, Professionalität, Verantwortungsübernahme, Meinungsfreiheit

Transparenz und Ergebnisoffenheit:  
Rückblick auf zwei Jahre  
Strukturreform der Grundschulen in Argenbühl 

Dirk Nees
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genbühl aufgrund des Bevölkerungswachstums nicht zu 
halten sein wird. In der Folge bedeutet es, dass bei mehr 
als 28 Schüler/innen in einem Jahrgang an dem Standort 
in Argenbühl eine weitere Klasse gebildet werden muss 
(in ländlichen Regionen oder bei einzügigen Schulen 
kann dieser Wert allerdings durch Sonderregelungen oder 
kleinere Jahrgänge unterschritten werden). Die mittleren 
Jahrgangsbreiten in den Grundschulen, die zum Untersu-
chungszeitpunkt bei etwa 80 Kindern lag, werden mittel-
fristig auf rund 90 ansteigen und langfristig Werte von 
über 100 Kindern erreichen. Angesichts dieser Entwick-
lung, insbesondere an der Grundschule Eisenharz-Eglofs, 
wo zusätzliche Klassenbildungen bereits absehbar sind, 
ist eine Anpassung der Schulstrukturen unausweichlich.

Variante 1: Neubau an zwei Standorten
Diese Option sieht den jeweils einzügigen Neubau der 
Grundschulen in Eglofs und Eisenharz an den heuti-
gen Standorten vor, ohne dass einer der vier Standorte 
aufgegeben wird. Aufgrund der hohen Kosten und der 
begrenzten Wirtschaftlichkeit soll diese Variante jedoch 
nicht weiterverfolgt werden.

Variante 2:	Sanierung und Erweiterung der  
Bestandsgebäude

Diese Variante sieht die Sanierung und Anpassung der 
bestehenden Schulgebäude in Eglofs und Eisenharz vor, 
einschließlich des Abrisses und Neubaus einzelner Ge-
bäudeteile. Diese Lösung würde die Nutzung vorhan-
dener Ressourcen ermöglichen, beispielsweise durch 
die Einbindung der Kita und Gemeinschaftsschule. Ein 
Vorteil dieser Variante sind die vergleichsweise nied-
rigen Kosten und der Erhalt der bisherigen Standorte. 
Allerdings werden die begrenzte Flexibilität und Zu-
kunftsfähigkeit der Gebäude als Nachteil angesehen. 
Insbesondere die Anforderungen des Raumprogramms 
und des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung ab 
2026 könnten langfristig nur schwer erfüllt werden.

Variante 3:	Neubau beim Schul- und Sportzentrum Eglofs
Die Aufgabe der aktuellen Schulgebäude in Eglofs 
und Eisenharz und ein damit verbundener kompakter 
Neubau in Eisenharz oder Eglofs stellt die dritte Al-
ternative dar. Diese neue Schule würde als zweizügige 
Grundschule mit modularer Erweiterungsmöglichkeit 
konzipiert. Die Nähe zur Gemeinschaftsschule, dem 
Schwimmbad (in Eglofs) und den Sportanlagen (insbe-
sondere in Eisenharz) schafft Synergieeffekte und er-
leichtert die Mehrfachnutzung von Räumen, wie einer 
gemeinsamen Mensa für das zukünftige Ganztagsan-
gebot. Ein großer Vorteil dieser Variante ist, dass der 
Schulbetrieb während der Bauphase an den bisherigen 
Standorten weitergeführt werden könnte. Nach Fertig-
stellung könnte die Schule ohne teure und unpraktische 
Containerlösungen umziehen. Zwar müssten die Kinder 
aus Eisenharz oder Eglofs künftig zur Schule fahren, 

INFO-Kasten: Das Raumprogramm definiert die 
notwendigen Raumgrößen und Raumfunktionen, die 
eine Schule erfüllen sollte, um eine optimale Lern-
umgebung zu schaffen. Das Programm umfasst so-
wohl die Mindestanforderungen an die Größe der 
Klassenzimmer, Fachräume und Funktionsräume als 
auch Vorgaben zu den räumlichen Anforderungen für 
Verwaltungs- und Aufenthaltsbereiche. 
Quelle: Raumprogramm: Verordnung über die Raumgestaltung 
der Schulen“ (Schul-RaumV), Richtlinien zur Raumgestaltung 
und Ausstattung von Schulen in Baden-Württemberg, Bro-
schüre zur Schulraumplanung des Landes Baden-Württemberg.

Abb. 1:	 Übersicht Standortvarianten, Quelle: eigene Darstellung

Legt man das sog. Raumprogramm an, das in Baden-
Württemberg als Richtlinie für die Planung und Ge-
staltung von Schulgebäuden gilt, ist der zukünftige 
Bedarf klar erkennbar. Es wird deutlich, dass die da-
rin für Grundschulen empfohlene Hauptnutzfläche pro 
Schüler/in von mindestens 14 Quadratmetern bereits in 
den Jahren 2021/2022 um ca. 4 Quadratmeter deutlich 
unterschritten wird und der negative Trend bei wach-
senden Schüler/innenzahlen weiter anhält. Eine weitere 
Reduzierung der Hauptnutzfläche pro Schüler/in unter 
den Richtwert könnte langfristig zu funktionalen Ein-
schränkungen und einer unzureichenden Raumgestal-
tung führen und sich auf die Bildungsvoraussetzungen 
der Schüler/innen negativ auswirken.

Die fünf Varianten 
mit Standortalterna-
tiven für die zukünf-
tigen Grundschulen

Im Rahmen der ersten 
Überlegungen der Ge-
meinde und des Instituts 
wurden Standortalternati-
ven betrachtet, auf deren 
Basis eine langfristige 
Lösung gefunden werden 
könnte. 
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jedoch könnte eine moderne Schule mit einem brei-
ten Betreuungs- und Bildungsangebot diesen Nachteil 
kompensieren.

Variante 4: Reduzierung auf zwei Standorte
Diese Variante erweitert Variante 3, bei der die Standorte 
Eisenharz und Eglofs aufgegeben und durch einen Neu-
bau in Eglofs oder Eisenharz ersetzt werden. Zusätzlich 
würde Christazhofen als Schulstandort aufgegeben und 
beispielsweise in eine Kindertagesstätte umgewandelt 
werden. Die Schüler/innen aus Christazhofen würden 
künftig Ratzenried besuchen, das hierfür auf zwei Züge 
erweitert werden müsste. Die Anzahl der Grundschulen 
in der Gemeinde würde somit auf zwei größere Stand-
orte reduziert werden. 

Variante 5: Zentralisierung in Ratzenried
Mit der letzten Variante wird vorgeschlagen, die Grund-
schulstandorte in Eglofs und Eisenharz aufzugeben und 
die Schule in Ratzenried auf vier Züge zu erweitern. 
Obwohl diese Lösung schulorganisatorische Vorteile 
bietet, sind die damit verbundenen Kosten und die tief-
greifenden Veränderungen für die Gemeinde nicht ver-
tretbar. Daher wurde diese Alternative sofort verworfen.

Nach Abwägung aller Vor- und Nachteile sprach vie-
les für die Varianten 2, 3 oder 4. Eine Modernisierung 
der Infrastruktur, die Nutzung von Synergiepotenzialen, 
die Möglichkeit eines nahtlosen Übergangs zum neuen 
Standort und vor allem die Flexibilisierung der Raum-
nutzung deuteten sich als maßgebliche Kriterien für die 
Auswahl einer langfristig tragfähigen Schulstruktur an.

Ergebnisoffener Entscheidungsprozess  
mit breiter Beteiligung

Ausgehend von der Diskussion der vorliegenden Varian-
ten hat sich die Verwaltung der Gemeinde dafür ausge-
sprochen, einen ergebnisoffenen Entscheidungsprozess 
ohne Vorfestlegung einzuleiten. Ziel ist es, auf Basis fun-
dierter Analysen und unter Berücksichtigung der Perspek-
tiven aller Beteiligten eine Empfehlung für die künftige 
Grundschulstruktur zu erarbeiten und diese dem Gemein-
derat zur finalen Entscheidung vorzulegen. Dabei sollten 
folgende zentrale Fragestellungen im Fokus stehen:

1.	Zukünftige Struktur: Soll die Gemeinde ein-, zwei- 
oder vierzügige Grundschulen anstreben?

2.	Standortentscheidungen: Welche Standorte eignen 
sich langfristig für die Umsetzung dieser Struktur?

Um sicherzustellen, dass alle relevanten Perspekti-
ven einbezogen werden, sollen Gemeinderäte, Eltern, 
Schulleitungen, Lehrer/innen, die Verwaltung sowie 
Vertreter/innen der betroffenen Dörfer aktiv in den 
Prozess eingebunden werden. Dieser Beteiligungspro-
zess erscheint der Gemeinde sinnvoll, da er durch das 

Mitwirken der Beteiligten Transparenz und Akzeptanz 
schafft und sicherstellt, dass Entscheidungen nicht über 
die Köpfe der Betroffenen hinweg getroffen werden, 
sondern auf einem gemeinsamen Verständnis der Be-
dürfnisse und Möglichkeiten basieren. Der Empfehlung 
der Verwaltung folgend, erteilte der Gemeinderat den 
Auftrag, die weiteren Verfahrensschritte einzuleiten, 
mit dem Ziel, einen umfassenden und verantwortungs-
vollen Beteiligungsprozess mit allen relevanten Interes-
sengruppen zu entwickeln. 

Dieser Prozess wurde in zwei Hauptphasen geplant: 
Im ersten Schritt sollte eine „Zukunftswerkstatt Grund-
schulen Argenbühl“ und anschließend ein „Bürgerforum 
Grundschulen Argenbühl“ stattfinden. Die erste Phase 
wurde von September bis November 2023 mit etwa 20 
Personen durchgeführt, die paritätisch nach Ortschaften 
ausgewählt wurden. Dabei waren verschiedene Interes-
sengruppen vertreten, darunter Elternbeiräte, zukünftige 
Grundschul-Eltern aus Kindergärten, Lehrpersonen, Ge-
meinderäte und Vertreter des Schulträgers. Die Modera-
tion und Begleitung des Prozesses übernahm die Tübin-
ger Organisationsberatung „FührungsMacher“ mit dem 
in der öffentlichen Verwaltung und Bildungslandschaft 
erfahrenen Autor dieses Beitrags. 

Zwischen Change-Philosophie, Transparenz, 
Agilität und Gemeinwohlorientierung 

Der Beteiligungsprozess zur Schulstrukturreform in Ar-
genbühl wurde bewusst ergebnisoffen gestaltet, um da-
mit der Komplexität der Situation mit den unterschied-
lich vorhandenen Interessen aller Beteiligten gerecht zu 
werden. Die Herangehensweise setzt auf Transparenz, 
Offenheit und Agilität und unterscheidet sich damit von 
starren Zielvorgaben oder vorgefertigten bzw. vorge-
setzten Lösungen. Moderne Change-Management-An-
sätze werden angewendet und reflektiert und wenden 
sich von klassischen hierarchischen Modellen ab, in 
denen Veränderungen immer hin zu stabilen Zielzustän-
den geplant wurden (Nees 2022, 115ff.). Damit wird ein 
dynamischer Prozess angestrebt, der die Beteiligten ak-
tiv einbezieht und Raum für Anpassungen bietet.

Ein zentraler Aspekt der Change-Philosophie ist die 
vollständige Transparenz des Prozesses. Alle relevan-
ten Informationen müssen für die Beteiligten zugäng-
lich sein, Entscheidungen sollen zeitnah und ungefiltert 
kommuniziert werden. Nur so kann Vertrauen geschaf-
fen und der Eindruck vermieden werden, dass bereits im 
Hintergrund feststehende Lösungen verfolgt wurden. 

Transparenz fördert die Akzeptanz, insbesondere in ei-
nem komplexen und emotional aufgeladenen Umfeld 
wie der Schulstrukturplanung, bei der viele Bürger der 
Gemeinde von den Ergebnissen direkt betroffen sind.



Lehren & Lernen | 3 – 2025 (Mai)26

Innovation & Bildungsadministration

Obwohl die Bürgerbeteiligung ein integraler Bestandteil 
des Prozesses ist, darf den Teilnehmenden keine unver-
hältnismäßige Verantwortung übertragen werden. Die 
paritätische Auswahl der Interessengruppen gewähr-
leistet zwar eine breite Perspektive, kann jedoch nie 
eine repräsentative Abbildung der gesamten Gemeinde 
sein. Entscheidungen sollen durch den Gemeinderat 
getroffen werden, basierend auf den von den Bürgern 
erarbeiteten Empfehlungen. Dies schützt die Teilneh-
menden davor, als vermeintliche Entscheidungsträger 
wahrgenommen oder gar kritisiert zu werden, und be-
wahrt die Fairness des Prozesses.

Bewusst wird auf repräsentative Umfragen verzichtet, da 
diese aufgrund lokaler Interessen keine objektiven Ergeb-
nisse liefern würden. Eine Abstimmung über präferierte 
Standorte würde voraussichtlich von der Perspektive des 
eigenen Dorfes und dem eigenen emotionalen Erleben 
geprägt sein und wenig zur Lösung beitragen. Stattdessen 
liegt der Fokus auf qualitativ hochwertigen Rückmeldun-
gen, die durch möglichst viele Kontakte mit der Bevölke-
rung gesammelt werden. Dieses dialogorientierte Vorge-
hen ermöglicht es, ein breiteres und tieferes Verständnis 
der Bedürfnisse und Meinungen zu entwickeln.

Der Beteiligungsprozess wird bewusst agil gehalten, 
um auf unvorhergesehene Herausforderungen und neue 
Erkenntnisse flexibel reagieren zu können. Statt sich auf 
starre Ziele festzulegen, wird die Veränderung als fort-
laufender, adaptiver Prozess verstanden. Experimen-
tieren und Ausprobieren neuer Wege sind ausdrücklich 
erwünscht. Dies fördert nicht nur die Offenheit für krea-
tive Lösungen, sondern schafft auch die notwendige Be-
wegung innerhalb der Organisation, um auf dynamische 
Veränderungen zu reagieren.

Die Entscheidungsfindung erfolgt in einem Umfeld, das 
durch Unsicherheiten und widersprüchliche Interessen 
geprägt ist. Anstatt eine perfekte Lösung anzustreben, 
liegt der Fokus darauf, handlungsfähige Kompromisse 
zu finden. Die Theorie der begrenzten Rationalität nach 
Simon (1997) zeigt, dass Entscheidungen oft nicht op-
timal, sondern „satisfying“ – also zufriedenstellend – 
sind, da Ressourcen und Informationen begrenzt sind. 
Durch den dialogischen Ansatz und den Einbezug un-
terschiedlicher Perspektiven wird ein Entscheidungs-
prozess geschaffen, der nicht nur Lösungen erarbeitet, 
sondern auch die Akzeptanz und das Verständnis für 
diese stärkt. 

Die finale Entscheidung über die künftigen Standorte 
wird voraussichtlich kein vollständiger Konsens sein, 
sondern vielmehr einen Kompromiss darstellen, der die 
unterschiedlichen Interessen und Perspektiven der Be-
teiligten bestmöglich berücksichtigt. Es geht in diesem 
Prozess nicht um „Wer ist dafür oder wer ist dagegen“, 
sondern es geht um das Finden einer gemeinsamen, 
tragfähigen Lösung. In einem komplexen Entschei-
dungsumfeld wie diesem, in dem widersprüchliche Be-

dürfnisse und begrenzte Ressourcen aufeinandertreffen, 
ist es unvermeidlich und kann nicht das Ziel sein, dass 
alle Erwartungen vollständig erfüllt werden. Es geht um 
eine zukunftsorientierte Schulentwicklung für die Kin-
der und Jugendlichen der Gemeinde.

Entscheidungen in komplexen sozialen Systemen, wie 
beispielsweise in Gemeinden oder Bildungsorganisatio-
nen, sind häufig durch Antinomien, Paradoxien und Di-
lemmata geprägt. Diese erfordern nicht nur die simul-
tane Berücksichtigung widersprüchlicher Perspektiven, 
sondern auch die Fähigkeit, Prioritäten zu setzen und 
Kompromisse einzugehen, um handlungsfähige Lösun-
gen zu schaffen (vgl. Helsper 1996; Wendt 2021). Heinz 
von Foerster argumentiert zudem, dass jede Entschei-
dung, die nicht aus bestehenden Regelsystemen ableit-
bar ist, notwendigerweise durch Abwägung von Alter-
nativen entsteht und keine endgültig „richtige“ Lösung 
bieten kann (Foerster 1993). Entscheidungen schaffen 
ihre eigenen Kriterien erst im Prozess und müssen da-
her soziale Verantwortung und Konsequenzen in den 
Vordergrund stellen.

Dieser Ansatz verdeutlicht, dass der Fokus auf Kompro-
misse nicht als Schwäche, sondern als notwendige Stärke 
in dynamischen und kontroversen Entscheidungspro-
zessen gesehen werden muss. Im Mittelpunkt des Ent-
scheidungsprozesses steht das Gemeinwohl als oberste 
Prämisse. Die übergeordneten Interessen der Gemeinde 
haben Vorrang vor Partikularinteressen, da die Entschei-
dungen langfristig die gesamte Gemeinschaft betreffen 
und von ihr getragen werden müssen. Wer individuelle 
oder lokale Interessen vorträgt, sollte daher gut begrün-
den können, warum diese im Vergleich zu den gesamt-
gemeindlichen Zielen prioritär sein sollten.

Die Gemeinwohlorientierung wird in der Governance-
Forschung als zentraler Wert für soziale Gerechtigkeit, 
Solidarität und Nachhaltigkeit betrachtet (Ostrom 1990; 
Meyer 2022).

Von Foerster betont, dass die Verantwortung von Ent-
scheidenden vor allem die sozialen Konsequenzen ihrer 
Entscheidungen umfasst und nicht lediglich die Interes-
sen Einzelner (Foerster 1993). Gemeinwohlorientierte 
Entscheidungen fördern langfristige Tragfähigkeit, stär-
ken das Vertrauen der Bevölkerung in den Prozess und 
schaffen eine objektive Grundlage, um Konflikte zwi-
schen divergierenden Interessen zu moderieren. Indem 
sie das Wohl der gesamten Gemeinde in den Mittelpunkt 
stellen, tragen sie dazu bei, den Wandel nachhaltig und 
für alle Beteiligten akzeptabel zu gestalten.

Die Change-Philosophie im Beteiligungsprozess der 
Schulstrukturreform in Argenbühl ist geprägt von 
Transparenz, Fairness und Agilität. Sie erkennt die 
Komplexität der Herausforderung an und zielt darauf 
ab, unter Abwägung von Entscheidungsalternativen, 
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Die erste Phase der Umsetzung in der Praxis 
am Beispiel der Gestaltung des Beteiligungs-
prozesses 

Statt den Prozess vorzugeben, wurde entschieden, die Be-
troffenen selbst zu fragen und ihnen die Gelegenheit zu ge-
ben, den Prozess nach eigenen Vorstellungen zu gestalten. 

Im Oktober 2023 fand hierzu eine ganztägige Arbeits-
sitzung (Zukunftswerkstatt) unter dem Motto „Wie stel-
len wir uns als Bürger/innen vor, bei der Entscheidung 
zur zukünftigen Struktur der Grundschulen beteiligt zu 
werden?“ statt.

Ziel des Workshops war es, gemeinsam mit etwa 20 
Vertreter/innen aus allen relevanten Interessengruppen 
einen umfassenden und verantwortungsvollen Beteili-
gungsprozess zu entwickeln, der die Grundlage für die 
Strukturentscheidungen im Jahr 2024 darstellen sollte.

Elemente aus Design Thinking, Scrum sowie „Grüne 
Wiese“-Ansätze ermöglichten es der Gruppe, die Kom-
plexität des Prozesses greifbar und die unterschiedli-
chen Perspektiven im Raum sichtbar zu machen (vgl. 
Abb. 2: Beispiel für eine Ergebnisdokumentation) 
(Hofer 2023).

durch einen dynamischen, dialogorientierten Ansatz 
Lösungen zu entwickeln, die von der Bevölkerung 
mitgetragen werden. Dieses Vorgehen zeigt, dass echte 
Veränderung nicht durch vorgefertigte Pläne, sondern 
durch Offenheit, Beteiligung und Flexibilität gelingt.

Abb. 2:	 Canvas zur Dokumentation der Arbeitsergebnisse, Quelle: eigene Darstellung

Die Diskussion konzentrierte sich auf zwei Haupt-
fragen: 

–	 Erstens, wie der Beteiligungsprozess gestaltet werden 
muss, um alle relevanten Schritte und Perspektiven 

Der Workshop führte zu mehreren zentralen Ergeb-
nissen: 

–	 Ein Entscheidungsrahmen wurde abgesteckt, wo-
bei klar festgelegt wurde, dass beispielsweise kein 
kompletter Neubau einer einzügigen Grundschule 
in Betracht kommt. 

–	 Ein Kommunikationskonzept wurde entwickelt 
zur Förderung von Transparenz, Legitimation und 
Akzeptanz. Zudem sollten damit die Chancen der 
erarbeiteten Lösungen fokussiert und positiv be-
wertet werden. 

–	 Zudem entstand ein Phasenplan, der die Phase 2 des 
Entscheidungsprozesses konkretisierte (s. Abb. 3).

einzubeziehen, eine passende Zeitschiene zu definie-
ren und geeignete Standortvarianten zu entwickeln. 

–	 Zweitens, wie die Bürger/innen während des Pro-
zesses informiert und in den Dialog einbezogen 
werden können, einschließlich der Frage, welche 
Kommunikationsmedien und Formate dafür ge-
eignet sind.
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Besonders prägend war die Entwicklung unter dem Motto 
„Gemeinsam schlau“, das die Dualität zwischen gemein-
schaftlichem Entscheiden und dem Bildungsfokus des 
Prozesses verkörpert und allen Beteiligten als Orientie-
rungspunkt dient. Abschließend wurde die Einrichtung ei-
nes Steuerkreises beschlossen, der in der nächsten Phase 
des Prozesses als Sparringspartner für die Verwaltung fun-
gierte und aus je einem Vertreter jeder Interessengruppe 
bestand.

definiert, detailliert beschrieben und priorisiert. Bil-
dungsqualität wurde dabei als das mit Abstand wich-
tigste Kriterium identifiziert, gefolgt von Schülerbeför-
derung sowie Räumlichkeiten & Infrastruktur.

Basierend auf den ursprünglichen Standortvarianten ent-
standen durch weitere Analysen und Diskussionen insge-
samt elf Untervarianten. Diese wurden in einer weiteren 
Zukunftswerkstatt eingehend geprüft, bevor eine Voraus-
wahl getroffen wurde. Das Ergebnis war eine klare Ent-
scheidung für die Zusammenlegung der vier bisherigen 
Grundschulstandorte auf zwei Standorte mit nunmehr nur 
noch drei Standortvarianten, in denen die beiden mehr-
zügigen Schulen an jeweils unterschiedlichen Standorten 
kombiniert werden sollen. Maßgeblich hierfür war die 
Festlegung der Bildungsqualität als zentrales Kriterium, 
da eine Zusammenlegung, nach Meinung der extern hinzu-
gezogenen und erfahrenen Bildungsexperten, den Schüler/
innen bessere pädagogische Bedingungen bieten würde.

In einer sogenannten Mitmachwerkstatt, einem 2-stün-
digen Dialogformat für ausgewählte Interessengruppen 
mit den externen Bildungsexperten, wurden die Vor-
teile von mehrzügigen Schulen hervorgehoben. Aus der 
Perspektive der Schüler/innen bieten größere Stand-
orte u. a. mehr soziale Kontakte, besser organisierte 
Ganztagsangebote, eine vielfältigere AG-Auswahl und 
qualitativ besseren Unterricht. Eltern profitieren von 
besserer Kommunikation durch zentral präsente Lehr-
personen und Schulleitungen sowie durch eine effizi-
entere Organisation. Für die Lehrpersonen schafft es 
Entlastung: durch weniger Pausenaufsichten, bessere 
Vertretungsmöglichkeiten, einfachere Teamarbeit, kei-
nen permanenten Standortwechsel mit Fahrtzeiten und 
einen Schulleiter als Ansprechperson vor Ort. Für die 
Schulleitung und das Sekretariat ermöglicht die Bünde-
lung der Standorte zusätzlich eine höhere Präsenz vor 
Ort und effizientere Abläufe im täglichen Schulablauf.

Abb. 3: Ausgestaltung der Phase 2, Quelle: eigene Darstellung

Abb. 4:	 Motto und Key Visual, Quelle: Gemeinde Argenbühl

Der Weg zur Entscheidungsfindung als  
zweite Phase 

In der zweiten Phase des Beteiligungsprozesses stand 
zunächst die intensive Diskussion über die Kriterien zur 
Auswahl der zukünftigen Grundschulstandorte im Mit-
telpunkt. Gemeinsam mit den Beteiligten wurden sechs 
Entscheidungskriterien:

1.	Bildungsqualität

2.	Räumlichkeiten

3.	Infrastruktur

4.	Schülerbeförderung

5.	Dorfleben

6.	Einbindung der Vereine und Personalbedarf der Ge-
meinde
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Vorteile zeigen sich auch strukturell: Multiprofessio-
nelle Teams wie Schulsozialarbeit oder Förderkräfte 
können effektiver in größeren Einheiten eingesetzt wer-
den, und organisatorische Herausforderungen wie der 
Stundenplan oder schulische Veranstaltungen lassen 
sich besser bewältigen. Insgesamt stärkt eine solche Lö-
sung nicht nur die Attraktivität der Schule als Arbeitge-
ber, sondern trägt entscheidend zur Sicherstellung und 
Verbesserung der Bildungsqualität bei.

Dialogformate wie die Mitmachwerkstatt ermöglichten 
es Interessengruppen, spezifische Themen wie die Ein-
bindung von Vereinen oder die Bedeutung der Bildungs-
qualität zu diskutieren.1 Dies schaffte Transparenz und 
Akzeptanz für den Entscheidungsprozess und stärkte 
das Vertrauen in die Entscheidungen des Gemeinderats, 
der die Vorauswahl letztlich bestätigte.

In der finalen Phase des Beteiligungsprozesses lag der 
Fokus auf der Einholung umfassender Rückmeldungen 
der Bevölkerung zu den vorausgewählten drei zweizü-
gigen Standortvarianten. Über einen eigens eingerichte-
ten E-Mail-Kanal hatten die Bürger/innen vier Wochen 
lang die Möglichkeit, ihre Meinungen, Anregungen und 
Bedenken einzubringen.

Basierend auf diesen Rück-
meldungen fanden weitere 
Sitzungen des Steuerkreises 
statt, der gemeinsam mit der 
Verwaltung und unter re-
gelmäßiger Einbindung des 
Gemeinderates die Stand-
ortvarianten detailliert ana-
lysierte. Dabei wurden die 
Vor- und Nachteile der Vari-
anten sorgfältig abgewogen, 
Kosten kalkuliert, erste Bau- 
und Lagepläne erstellt sowie 
die Einhaltung von Beförde-
rungsrichtlinien und andere 
Detailfragen geprüft.

Abschließend konnte auf 
Grundlage der vorliegen-
den Informationen eine fun-
dierte Empfehlung für eine 
der Varianten ausgesprochen 
werden. Durch die transpa-
rente Kommunikation und 
die aktive Einbindung der 
Bevölkerung wurde eine 
breite Akzeptanz für den 
Entscheidungsprozess und 
die getroffene Auswahl ge-
schaffen, die den Gemein-
derat bei seiner finalen Ent-
scheidung unterstützte. Zum 
Abschluss des Beteiligungs-
prozesses wurde die Bevöl-
kerung nochmals umfassend 
über die von der Verwaltung 
ausgesprochene Empfeh-
lung informiert. Dies bot 
allen Bürger/innen die Ge-
legenheit, ihre Standpunkte 
ein letztes Mal einzubrin-
gen. 

Parallel zur Entscheidungsfindung wurde die Bevöl-
kerung umfassend informiert und eingebunden. Über 
regelmäßige Infobriefe (s. Abb. 5), eine eigens einge-
richtete Website und die Nutzung aller verfügbaren 
Medien (z. B. Kindergarten-Apps) wurden alle Bür-
ger/innen auf dem Laufenden gehalten.

Abb. 5: Ausschnitt eines Infobriefes, Quelle: eigene Darstellung
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Die zweite Phase des Beteiligungsprozesses führte 
nicht nur zu einer klaren Entscheidung über die zukünf-
tige Schulstruktur, sondern zeigte deutlich, dass das 
Gemeinwohl und die Bildungsqualität als Leitsterne 
im Mittelpunkt während des Prozesses standen und zu-
künftig stehen werden. Die Chancen für die Schüler/
innen, die eine Zusammenlegung der Standorte bietet, 
überwiegen deutlich, insbesondere im Hinblick auf die 
pädagogische Qualität und die organisatorische Effizi-
enz.

Lehren aus dem Prozess – ein Fazit

Der Beteiligungsprozess, der sich über eineinhalb Jahre 
erstreckte, war aufwändig und forderte viel Zeit und 
Geduld. Doch die Mühe hat sich gelohnt. Eine zentrale 
Erkenntnis ist es, wie bedeutsam und wichtig es ist, sich 
Zeit zu nehmen, um unterschiedliche Perspektiven und 
Kritikpunkte zuzulassen. Gerade die Offenheit für Dis-
kussionen und die Bereitschaft, Konflikte auszutragen, 
trugen entscheidend zur Qualität der Ergebnisse bei. 
Ein weiterer wichtiger Erfolgsfaktor war die regelmä-
ßige Einbindung des Gemeinderats. Durch formelle Be-
schlüsse zu Teilergebnissen des Prozesses konnte nicht 
nur die kommunalrechtliche Absicherung gewährleis-
tet, sondern auch die Legitimation und Rückendeckung 
für den weiteren Verlauf gestärkt werden. 

Eine weitere Lehre aus dem Prozess ist, dass es ggf. 
sinnvoll gewesen wäre, bereits frühzeitig bei der Ent-
wicklung der Standortvarianten mögliche kompensa-
torische Maßnahmen für betroffene Ortschaften mit-
zudenken. Ideen zur Nachnutzung von Schulgebäuden 
oder neue Infrastrukturmaßnahmen hätten möglicher-
weise zur Akzeptanz beigetragen, auch wenn hierfür 
eine haushaltstechnische Umsetzung schwer planbar 
oder nicht sofort realisierbar gewesen wäre.

Ein langer Weg mit emotionalen Momenten, zahlrei-
chen Berichten im lokalen Fernsehen, mehreren Bür-
gerinitiativen, umfangreicher Berichterstattung in Zei-
tungen und unzähligen Sitzungsstunden lag hinter der 
Gemeinde. Doch die mutige Entscheidung, den auf den 
ersten Blick „schwierigeren“ Weg zu gehen, wurde mit 
dem Erfolg einer gemeinsam getragenen Lösung be-
lohnt. Der Prozess führte vermutlich zur wichtigsten 
Entscheidung in der jüngeren Geschichte Argenbühls 
– einer, die das Gemeindeleben und die Schulentwick-
lung langfristig prägen wird.

Für diese Entscheidung hat es des Mutes eines Bürger-
meisters mit der vollen Unterstützung seines Gemein-
derats bedurft. Viele Gemeinden und Bürgermeister 
gehen diesen Weg nicht und stoßen auf extreme Wi-
derstände, die zu Zerreißproben zwischen Gemeinde 
und Anspruchsgruppen führen. Die Beteiligten mitzu-
nehmen und einen Prozess anzustoßen, mit der Unter-
stützung eines professionellen externen Beraters, hat zu 
einer tragfähigen Lösung für alle Beteiligten geführt.

Nach der finalen Entscheidung des Gemeinderats im 
Dezember bleibt jedoch abzuwarten, wie die Bevölke-
rung auf die Umsetzung reagiert. Es ist möglich, dass 
weitere Schritte, wie beispielsweise Anträge auf ein 
Bürgerbegehren, folgen könnten. Die Umsetzung ist 
daher nicht als endgültiger Abschluss, sondern als wei-
terer wichtiger Meilenstein in einem fortlaufenden Pro-
zess zu verstehen.

Anmerkung
1	 Mitmachwerkstatt: Dialogformat, in dem sich die Bevölkerung 

zu ausgewählten Themen sowohl informieren als auch aktiv 
beteiligen konnte
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Im Dezember 2024 bestätigte der Gemeinderat 
schließlich die Empfehlung – die finale Entscheidung 
war gefallen. Diese wurde von vielen Beteiligten mit 
Erleichterung aufgenommen, da sie das Ergebnis ei-
nes langen, partizipativen und intensiven Prozesses 
darstellte.
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